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Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

 

vielen Dank für Ihre Anfrage für eine Stellungnahme vom 21.02.2019 (Ihr Zeichen: 2018/49/48). 

Im Folgenden finden Sie die Stellungnahme des Bundesverbandes Geothermie im Eil-

Votumsverfahren 2018/49. Die zu beantwortende Rechtsfrage schätzt der Bundesverband 

Geothermie wie folgt ein: 

 

 

Das Verfahren betrifft die Frage, ob Tiefbohrungen, aus denen Thermalwasser für ein 

3 Nr. 1 EEG 2017 gehören. Der Bundesverband Geothermie ist der Auffassung, dass die 

Tiefbohrungen und das Thermalwasserleitungs  

 

Energien. Dafür genügt nach der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs (zu 

Biomassekraftwerken) eine Stromgewinnungseinheit nicht; vielmehr ist zusätzlich eine 

Vorrichtung erforderlich, die die Zufuhr oder Bereitstellung erneuerbarer Energien gewährleistet.  

Die Clearingstelle hat dazu erläutert, dass die Vorrichtung die erneuerbare Energie der 

diese bereitstellen muss.  Einrichtungen, die 

vorrangig zu anderen Zwecken als der Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien errichtet 

wurden, sind keine Anlagenbestandteile. 

 

Nach Auffassung des Bundesverbands Geothermie ist die Vorrichtung zur Zufuhr bzw. 

Bereitstellung der Erdwärme bei einem Geothermiekraftwerk allein der Wärmetauscher. Nicht zu 

dieser Vorrichtung gehören die Anlagen vor dem Wärmetauscher, insbesondere die 

Tiefbohrungen samt Bohrlochköpfen, die oberirdische Thermalwasserleitung oder die Förder- 

und Reinjektionspumpen. Sie dienen der Gewinnung des Bodenschatzes (vergleichbar etwa mit 

der Ernte von Biomasse) und dem Transport desselben bzw. mittelbar der im Bodenschatz 

gespeicherten Energie. Eine Umwandlung des Rohstoffes wie bei Biomasse (vergasen und 
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verbrennen) ist bei der Geothermie nicht erforderlich, weil hier der Rohstoff bereits in der 

nutzbaren Form gewonnen wird. 

 

Am Wärmetauscher wird die im Thermalwasser gespeicherte und so unmittelbar nutzbare 

Erdwärme für das Kraftwerk übergeben (also bereitgestellt). Woher das Thermalwasser stammt, 

also beispielsweise aus welchen Bohrungen es gefördert wurde, kann für die Förderung nach dem 

EEG unseres Erachtens keine Rolle spielen. Bei einem Biomassekraftwerk wird schließlich auch 

nicht geprüft, von welchem Feld und von wem die Pflanzen geerntet oder auf welchen Straßen 

die Pflanzenteile ans Kraftwerk transportiert wurden. Der Anlagenbetreiber ist zudem völlig frei in 

seiner Entscheidung, dies selbst zu tun (vertikal integrierter Betreiber) oder dabei auf die Dienste 

Dritter zurückzugreifen und die erneuerbare Energie am Markt einzukaufen. Das gilt für den 

Ankauf von Biomasse genauso wie für den Bezug von Biomethan aus einem Netz. 

 

Der Wärmetauscher ist nicht Teil der Antriebseinheit eines Geothermiekraftwerks, denn 

Antriebseinheit sind die vom Dampf angetriebene Turbine und der Generator. Dieser 

Antriebseinheit unmittelbar vorgelagert ist der Wärmetauscher, der den Dampf erzeugt. Er führt 

damit der Antriebseinheit die erneuerbare Energie Erdwärme unmittelbar zu. Tiefbohrungen 

nebst Förderpumpen hingegen führen nur dem Wärmetauscher das Thermalwasser zu. Nimmt 

man das Kriterium der Unmittelbarkeit ansatzweise ernst, muss man auf die 

Zurverfügungstellung der Erdwärme am Wärmetauscher abstellen. Die Vorgänge bis dahin 

(insbesondere Fördern des Thermalwassers aus dem Untergrund) haben zwar mittelbar mit der 

Stromerzeugung zu tun, aber eben nicht unmittelbar. Diese Vorgänge können nicht 

hinweggedacht werden, ohne dass die Stromerzeugung aus Geothermie entfällt, sie sind also 

kausal, die Förderkomponenten aber damit nicht zwangsläufig Anlagenbestandteil. Auch die 

Rapsernte oder der Bezug von Biomethan aus einem Netz sind kausal für die Stromerzeugung im 

Biomassekraftwerk. Trotzdem käme niemand auf die Idee, das Rapsfeld, die Erntemaschine oder 

die Zufahrtstraße bzw. das zuliefernde Gasnetz als Anlagenbestandteil des Biomassekraftwerks 

anzusehen  die Tiefbohrungen und Thermalwasserleitungen sind quasi die Zufahrtstraße, die 

Förderpumpen sind der Lastwagen für den (Wasser-)Transport. 

 

Tiefbohrungen in Deutschland werden darüber hinaus meist vorrangig zu anderen Zwecken als 

Erdwärme auch Strom erzeugt wird. Der Großteil der Energie aus Geothermiebohrungen wird 

zumindest bei der gebotenen Zeitraumbetrachtung über 20 bis 50 Jahre (Zeitraum für die 

Förderbewilligung) für die Fernwärmeversorgung genutzt, nicht für die Stromerzeugung. Dies ist 

der beigefügten Projektliste des Bundesverbandes Geothermie zu entnehmen. So wird 

beispielsweise trotz der Bedeutung der Stromerzeugung ganz erheblich und oft überwiegend 

Wärme zur Fernwärmeversorgung oder zur Belieferung unmittelbar benachbarter Kunden 

ausgekoppelt, siehe die Projekte Unterhaching (Kraftwerk bereits stillgelegt), Holzkirchen, 

Kirchweidach, Oberhaching-Laufzorn/Grünwald, Sauerlach, Taufkirchen/Oberhaching und 

Traunreut. Fernwärmeversorgung in erheblichem Umfang war und ist nach Kenntnis des 

Bundesverbandes Geothermie auf Basis der Betreiberangaben auch für Landau bezweckt. 

 

Außerdem lassen sich auch solche Tiefbohrungen für eine geothermische Versorgung 

nachnutzen, die ursprünglich zur Förderung von Erdöl oder Erdgas errichtet wurden. Es ist nicht 



 

 

Seite 3 

erkennbar, dass es im EEG angelegt wäre, einem Kraftwerksbetreiber die EEG-Förderung zu 

stellt keine Anforderungen an den Bezug und/oder die Bezugskosten des Rohstoffs. 

 

Das EEG soll Anreize setzen, Stromerzeugungsanlagen zu errichten und zu betreiben, die 

erneuerbare Energien nutzen, wobei generelle Überförderungen zu vermeiden sind. Die Höhe der 

Förderung ist dabei pauschal festgelegt, auf Umstände des Einzelfalls kommt es nicht an. Bei 

Geothermie kann es daher keine Rolle spielen, ob der Betreiber zuvor bereits Tiefbohrungen 

erstellt hat, um damit sein Kraftwerk mit Erdwärme zu beliefern oder ob er bestehende 

Kohlenwasserstoffbohrungen einer neuen Nutzung zuführt. Er kann die Erdwärme auch von 

-or- -Entscheidung, 

genau wie bei der Frage nach dem Bezug von Biomethan oder Biomasse als dessen Vorstufe. 

Erfolgt der Erdwärmebezug gegen ein den Bohrkosten und der Risikotragung angemessenes 

Entgelt, ist die Überförderung von vornherein ausgeschlossen. Selbst wenn ein 

Kraftwerksbetreiber eine bereits bestehende Tiefbohrung vergleichsweise günstig nutzt, kann 

nicht in jedem Fall von einer Überförderung ausgegangen werden. Derjenige hat zwar regelmäßig 

niedrigere Investitions- oder Betriebskosten. Das war und ist aber wegen der Pauschalität der 

Fördersätze seit jeher unerheblich, ebenso wie im umgekehrten Fall von überdurchschnittlich 

hohen Kosten aufgrund bohrtechnischer Probleme oder wegen der Verwirklichung geologischer 

Risiken (z.B. Antreffen von brennbaren Gasen unter Hochdruck wie im Projekt Holzkirchen). So 

wie es keine einheitlichen Biomassekosten für alle Anlagenbetreiber gab und gibt, gab und wird 

es nie einheitliche Erdwärmebezugskosten für alle Geothermieanlagenbetreiber geben. Dies 

zudem ungeachtet der Frage, ob die Erdwärme von Dritten bezogen oder selbst gefördert wird 

(mit welchen Investitionskosten, aus welcher Tiefe, mit welchen Betriebskosten). 

 

Hier möchte der künftige Betreiber eines in Landau neu zu errichtenden ORC-Kraftwerks 

Thermalwasser von einem Lieferanten beziehen, wobei der Lieferant zuvor die Bohrungen erstellt 

hat. Damit liegt eine Trennung von Gewinnung und Nutzung der Erdwärme vor. Das ist eine 

Entwicklung, die der Bundesverband Geothermie ausdrücklich begrüßt. Bisher war es mangels 

Bohrungen selbst erstellt und dauerhaft die Förderung betreibt. Er ist also auch in der Phase des 

Kraftwerksbetriebs bergrechtlicher Unternehmer mit entsprechender verschuldensunabhängiger 

Haftung und Verantwortung gegenüber der Bergbehörde. Damit werden im Projekt zwei 

Kompetenzen gebündelt, über die am Markt regelmäßig kein Unternehmen gleichzeitig verfügt 

und die ohnehin eingekauft werden müssen. Die Reservoirerschließung und der betrieb 

einerseits und die Energienutzung zur Stromerzeugung (also der Anlagenbetrieb) andererseits 

zählen zu gänzlich unterschiedlichen Branchen. Es geht um Tiefbohrungen und Bergbau 

einerseits und den Bau sowie Betrieb von Kraftwerken andererseits. Die hier für die Erzeugung 

von Strom aus Erdwärme erstmals vorgesehene Trennung ist das übliche Bild in einer 

arbeitsteiligen Wirtschaft, auch bei der Erzeugung von Strom aus erneuerbaren Energien. So 

bezieht ein Betreiber von Biomassekraftwerken die Biomasse ja üblicherweise auch von Bauern 

und betätigt sich nicht selbst als Landwirt. Wir erhoffen uns von dieser im Geothermiebereich 

einsetzenden Trennung für die Zukunft Synergie- und Skaleneffekte bei der Erdwärmenutzung, 

weil gerade nicht mehr kombiniert wird, was an Expertise traditionell nicht verbunden ist. Die 

Konzentration und Spezialisierung eines Unternehmens auf jeweils nur einen dieser beiden sehr 
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unterschiedlichen Bereiche - Untertage oder Kraftwerk - bietet die Chance auf mehr Wettbewerb 

und damit darauf, die Kosten für die Erzeugung von Strom aus Geothermie nachhaltig sinken zu 

lassen. Das ist gemäß § 1 Absatz 1 EEG 2017 gerade einer der Zwecke der Förderung. 

Für Rückfragen stehe ich gern zur Verfügung. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 
Dr. André Deinhardt, Geschäftsführer 


